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(2) Das Gericht erörtert mit den Prozeßparteien unter 
Einbeziehung des vorliegenden Prozeßmaterials den Sachver­
halt und die sich aus ihm ergebenden rechtlichen Folgen und, 
soweit erforderlich, auch die Möglichkeiten der Erfüllung des 
geltend gemachten Anspruchs.

(3) Nach Erörterung des Rechtsstreits erklärt der Vorsitzende 
die mündliche Verhandlung für geschlossen. Das Gericht kann 
die Wiedereröffnung einer Verhandlung, die geschlossen war, 
anordnen.

(4) Ein Rechtsstreit darf erst entschieden werden, wenn das 
Gericht den für die Entscheidung erheblichen Sachverhalt 
geklärt und festgestellt hat.

33. § 46 erhält folgende Fassung:

§46

(1) Die Prozeßparteien können den Rechtsstreit durch den 
Abschluß einer Einigung ganz oder teilweise beenden. Wird 
dadurch das Verfahren insgesamt erledigt, sollen sich die 
Prozeßparteien auch über die Kosten des Verfahrens einigen. 
Das Gericht hat die Prozeßparteien beim Abschluß einer 
Einigung zu unterstützen und ihnen dabei die Rechtslage und die 
Rechtsfolgen der Einigung zu erläutern.

(2) Die Einigung ist in dem von den Prozeßparteien genehmig­
ten Wortlaut zu protokollieren. Bei Einigungen über Unterhalts­
ansprüche und ähnliche wiederkehrende Leistungen müssen 
Feststellungen über die Einkommens-; Vermögens- und sonsti­
gen wirtschaftlichen Verhältnisse der Prozeßparteien im Proto­
koll festgehalten werden. Bei Einigungen über andere Ansprü­
che sind die für die Einigung maßgeblichen Umstände aufzuneh­
men.

(3) Die Prozeßparteien können die Einigung innerhalb von 
2 Wochen nach Zustellung widerrufen. Sie können auf den 
Widerruf verzichten. Wurde auf den Widerruf nicht verzichtet, 
ist die Zustellung der Einigung innerhalb von 2 Wochen nach 
ihrer Protokollierung zu veranlassen.

(4) Wird eine protokollierte Einigung innerhalb der im Abs. 3 
genannten Frist widerrufen, ist das Verfahren fortzusetzen.

(5) In Ehesachen kann eine für den Fall der Auflösung der Ehe 
geschlossene Einigung über die mit der Ehescheidung verbun­
denen Ansprüche bis zum Erlaß des Urteils jederzeit widerrufen 
und nach Erlaß des Urteils nur durch Berufung angefochten 
werden. Die Berufung kann nur darauf gestützt werden, daß 
keine Einigung Vorgelegen habe. Einigungen über das elterliche 
Erziehungsrecht und über den Umgang mit den in der Ehe 
geborenen Kindern bedürfen der Bestätigung im Urteil.

34. § 47 erhält folgende Fassung:

§47
Bürger können auch außerhalb eines anhängigen Verfahrens 

gemeinsam das Kreisgericht aufsuchen, um ihren Zivil- oder 
Familienrechtskonflikt durch eine Einigung beizulegen. Der 
Richter hat sie bei Abfassung der Einigung zu unterstützen. Die 
Bestimmungen des § 46 gelten entsprechend.

35. Die §§ 48 bis 51 erhalten die folgende Fassung:

§48
Mündliche Verhandlung in Ehescheidungssachen

(1) In der mündlichen Verhandlung erörtert das Gericht mit 
den Ehegatten den Verlauf der Ehe,-die Ursachen des Konflikts, 
die Möglichkeiten der Eheerhaltung, den von den Ehegatten bei 
der Beurteilung der Ehesituation angelegten Maßstab und prüft, 
ob die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Ehescheidung 
vorliegen. Es hat die Bereitschaft der Ehegatten zu fördern,

Konflikte gemeinsam zu lösen. Sieht das Gericht keine Anhalts­
punkte für den Erhalt der Ehe, hat es über die mit der 
Ehescheidung verbundenen Ansprüche zu verhandeln.

(2) Im Ergebnis der mündlichen Verhandlung kann das 
Gericht nach Beratung eine weitere mündliche Verhandlung 
ansetzen, um den Ehegatten zu ermöglichen, in der Zwischenzeit 
ihre Haltung zur Fortsetzung der Ehe und ihre Verantwortung 
für die Familie zu überprüfen. Das Gericht kann die Aussetzung 
des Verfahrens gemäß § 50 beschließen.

(3) Entscheiden sich die Ehegatten zur Weiterführung der Ehe, 
verfügt der Vorsitzende die Einstellung des Verfahrens. Von den 
Ehegatten übernommene Verpflichtungen zu ihrem künftigen 
Verhalten sind in das Protokoll aufzunehmen.

§49
Besonderheiten bei Ehen mit Kindern

(1) Leben in der Familie Kinder, hat das Gericht mit den 
Ehegatten ihre Beziehungen als Eltern, ihre Bindungen zu den 
Kindern und ihre Vorstellungen über deren weitere Entwicklung 
in die Verhandlung einzubeziehen. Dabei sind die Folgen einer 
Ehescheidung für die Kinder und für das Leben der Prozeßpar­
teien eingehend zu erörtern.

(2) Das Gericht hat in der Verhandlung, bei der Entscheidung 
über die Klage auf Ehescheidung und bei der Regelung der 
Scheidungsfolgen die Interessen der in der Familie lebenden 
Kinder zu wahren.

§50
Aussetzung ‘des Ehescheidungs Verfahrens

(1) Das Ehescheidungsverfahren kann einmal für höchstens 
ein Jahr ausgesetzt werden, wenn begründete Aussicht auf 
Überwindung des Konflikts und Erhalt der Ehe besteht.

(2) Nach Ablauf der Aussetzungsfrist ist das Verfahren auf 
Antrag fortzusetzen und neuer Verhandlungstermin vorzuberei­
ten. Regt eine Ehegatte während der Aussetzungsfrist die 
Fortsetzung des Verfahrens an, weil die Aussetzung nicht mehr 
gerechtfertigt erscheint, kann das Gericht in gleicher Weise 
verfahren.

(3) Wird innerhalb eines Monats nach Ablauf der Ausset­
zungsfrist kein Antrag auf Fortsetzung gestellt oder erklären die 
Ehegatten, daß sie die Ehe weiterführen, verfügt der Vorsitzende 
die Einstellung des Verfahrens.

§51
Entscheidung über die Beendigung einer Ehe

(1) Im Falle der Scheidung oder Feststellung der Nichtigkeit 
einer Ehe hat das Gericht auch über die in § 13 genannten 
Angelegenheiten und Ansprüche zu entscheiden.

(2) Über die Auflösung der Ehe und die Ansprüche nach § 13 
Abs. 1 ist gleichzeitig zu befinden. Über die in § 13 Abs. 2 
bezeichneten Ansprüche kann auch gesondert entschieden wer­
den.

36. § 52 Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

(2) Das Gericht entscheidet darüber, welche Beweise zu 
erheben sind. Es hat allen Beweisangeboten stattzugeben, die für 
die Feststellung des Sachverhalts erheblich sein könnten. In 
Ehe-, Kindschafts-, Entmündigungs-, Todeserklärungs- und Auf­
gebotsverfahren sowie in Verwaltungsverfahren kann das Ge­
richt von Amts wegen Beweis erheben.

(3) Das Gericht hat eine Beweisanordnung zu erlassen, die die 
genaue Bezeichnung der beweisbedürftigen Tatsachen und der 
Beweismittel enthält. Die Prozeßparteien sind darüber zu 
unterrichten. Eine Beweisanordnung ist nicht erforderlich, wenn


